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Das Primat der Politik
ist zurückgekehrt

Die Bundestagswahlen von 2005 hatten die Qualität von „critical elections“: es 
wird nie mehr so, wie es vorher einmal war. Erst seit dieser Zeit existiert ein 

asymmetrisches, changieren des Fünfparteiensystem mit neuer Qualität und mit 
weitreichenden Konsequenzen sowohl für die Regierungsbildung im Bund als auch 
in den westdeutschen Ländern. Jenseits der Gro ßen Koalition sind entlang der tra-
dierten parteipolitischen Lager keine Bündnisse mehr kal kulierbar mehrheitsfähig. 
Erschwert wird die Unübersichtlichkeit dadurch, dass das Potential der SPD als 
Multikoalitionspartei auf Eis liegt. Zumindest bis zur nächsten Bundestagswahl wird 
die Tabuisierung der Lin ken auf Bundesebene gepfl egt. Vielparteien-Parlamente 
kön nen zwar noch zu Zweierkoalitionen führen, aber weniger verlässlich als zu frü-
heren Zeiten. Sogenannte Lager- oder Traditionskoalitionen werden durch neue Va-
rianten zur Regie rungsbildung ersetzt: neue lagerübergreifende Zusammensetzun-
gen (z.B. schwarz-grün), neue Regierungs- bzw. Koalitionstypen (z.B. Große Koali-
tionen, Dreier-Bünd nisse), neue Regierungsformate (z.B. Minderheitsregierungen).

Wer nicht nur rechnerische, sondern belastbare politische Mehrheiten sucht, 
muss sich zu künftig auf dem Koalitionsmarkt tummeln. Der Parteienwettbewerb hat 
somit hinsichtlich der Fragmentierung, Segmentierung und Polarisierung vergleich-
bare eu ropäische Dimensionen angenommen. Die Parteiendemokratie ist seit 2005 
in Deutschland im Hinblick auf Koaliti onsformate bunter, vielgestaltiger, entlagerter, 
mobiler und koalitionsoffener geworden. Die Sprache der Spitzenakteure spiegelt 
das allerdings bislang nur rudimentär wider. In alter Rhetorik werden immer noch 
Lagerpolarisierungen beschworen. Wähler haben eine erkenn bare Sehnsucht nach 
Unterscheidbarkeit der Angebote. Auch für Wahlkämpfer ist es einfa cher, entlang 
eines Lagers polarisierend zu mobilisieren. Doch die zu erwartende machttakti sche 
Koalitions-Lotterie, bei der alles nach Schließung der Wahllokale politisch möglich 
sein wird, was arithmetisch zwingend ist, verfl üssigt die Lager-Sehnsucht.

Die Auszehrung und Selbstverzwergung der Volksparteien durch ein Regieren in 
Großen Koalitionen und einem wachsenden Koalitionsmarkt machen für die Bür-
ger die Entscheidung an der Wahlurne zum Vabanquespiel, daran konnte auch das 
müde TV-Duell zwischen beiden Spitzenkandidaten nichts ändern. Der Stimmzettel 
wird zum Lotterieschein. Die Wähler wählen erstmals im Bewusstsein die ses Koa-
litionsmarktes – und im Bewusstsein der bun desweit vermittelten Erfahrun gen um 
Mehrheiten in Hessen. Eine Bundesregierung, die nur durch offenen Wort bruch von 
Koalitionsaussagen zustande kommen könnte, ist vor diesem Erfahrungs schatz 
unwahrscheinlich. Wahrhaftigkeit ist auch in der Politik ein hohes Gut. Klarheit hin-
gegen weniger. Insofern ringen die Parteien im Moment – wesentlich differenzier-
ter als bisher – um Koalitionsaussagen, die ihnen wiederum Spielraum für Regie-
rungsbil dungen lassen. Wenn allerdings für den Wähler nicht klar ist, was aus der 
abgegebenen Stimmen folgt – eine Stimme für Merkel oder eine Stimme für Stein-
meier? – sinkt die Motiva tion, wählen zu gehen. Insofern sind vor allem die kleine-
ren und mittleren Parteien gut bera ten, wenn sie zumindest signalisieren, was sie an 
multiplen Koalitionsvarianten ausschlie ßen.

Die Wirtschafts- und Finanzkrise stellt das Politikmanagement der Bundesre-
gierung unter extreme Bedin gungen von Komplexität und Unsicherheit. Ebenso 
gilt dies für die Wahl kampf-Strategie und den Parteienwettbewerb. Strategische 
Momente verschaffen einer Kanzlerschaft den immerwährenden Eintrag ins Ge-
schichtsbuch. Die Finanz- und Wirt schaftskrise gehört zweifellos seit 2008 zu sol-
chen markanten Schlüsselereignis sen, die aus der Enge des situativen Regierens 
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ein Reservat der Schlauheit machen können. Die Krise hat politische Gewissheiten 
in einer ähnlichen Geschwindigkeit vernichtet, wie die Finanzak robaten das Kapi-
tal. Sie frisst auch ein Stück demokratische Normalität. Wie wirkt sich dieser Ge-
wissheitsschwund auf politische Einstel lungen aus? Die Große Koali tion hat wenige 
Tage vor ihrem selbst beabsichtigten Ende erstmals auch ein gro ßes Mandat zum 
Handeln erhalten. Bei Angela Merkel schien sich bis lang das Be sondere ihrer Kanz-
lerschaft auf das Ausnahme-Format der Koalition zu beziehen und immer wieder 
auf die Anerkennung, als erste deutsche Frau zur Kanzlerin gewählt wor den zu sein. 
Doch erst in dem Moment, in dem die Ökonomie ihre Leitfunktion für die Politik 
verloren hat, im Schatten des aktuellen Zeitenbruchs, hat sie den stra tegischen 
Moment, der ihre Kanzlerschaft unvergessen machen kann – ein Kipp-Punkt des 
Regierens, der in den Machtverlust oder in die zweite Kanzlerschaft führen kann. 

Noch herrscht ratlose Ruhe. Kaufmännisch-kühl betrachten die Wähler das Kri-
sen-Szenario. Das Primat der Politik scheint zurückgekehrt. Die Regierungen er-
kämpfen sich Tageserfolge, ohne zu verhehlen, dass ihre Entscheidungen hinter 
dem Schleier des Nicht-Wissens fallen. Auf der Suche nach dem Schuldigen für die 
Krise fehlt un serer Wut der Empfänger. Insofern ist auch zum jetzigen Zeitpunkt un-
klar, wie und ob sich die politischen Einstellungen der Wähler verändern. Radikali-
siert sich die Straße? Oder gilt das Hauptaugenmerk der individu ellen Absicherung, 
der Status-quo-Flucht? Kann unter solchen Bedingungen die Große Koa lition ein 
neuer Repu tationsort als Krisen-Gewinner für eine bürgerliche Wähler-Allianz aus 
Berechenbar keit und Angst sein? Mobilisieren ist für Parteistrategen im Wahljahr 
2009 auch deshalb so schwer, weil es be sonderer Erklärungen über aktuelle Par-
tei-Sympathien bedarf. Wie erklärt sich das „Gelb-Fieber“, das Umfragehoch der 
FDP in der Wirtschafts- und  Finanzkrise? Hat ten die Libera len nicht zum Chor der 
markt radikalen Befürworter gehört, wobei zügel- und regellose Märkte ursächlich 
doch mit zu den Auslösern der Krise gerechnet wer den können? Krisen gewinner 
müsste hingegen eigentlich eine Partei wie die Linke sein, die als Alleinstellungs-
merkmal linke Kapitalismuskritik salonfähig machte. Doch ein Krisenbonus ist in 
den Umfra gen nicht erkennbar. In der Wahrnehmung vieler Wähler müssten die 
Umfragedaten für beide Parteien normalerweise in entgegen gesetzte Richtungen 
ungleichzeitig verweisen. Die Erklärungen für die Phänomene er geben sich sachlo-
gisch: Nicht Sympathie und Rechthabe rei sind im Wahljahr gefragt, sondern öko-
nomische Sachkompetenz, die wiederum eine Mehrzahl der Wähler bei der FDP, 
aber nicht bei den Linken verortet sieht.

Vieles deutet darauf hin, dass in diesem Wahljahr noch weniger als bisher die 
Sym pathie der Kandidaten oder der Parteien entscheidet. Was zählt, sind offen-
bar Erfah rung im Krisenma nagement und ökonomische Kompetenz-Ausstrahlung. 
Unsichere Wähler wählen keine un sicheren Politiker. Wähler haben mehrheitlich 
ein feines Gespür dafür, ob der Kandidat als populistischer Volksbelauscher daher-
kommt oder als Problem-Löser. Der öffentliche Diskurs hat sich verändert. Sicher-
heit schlägt Ge rechtigkeit: Aus der Renaissance der Sozialstaats-Räson nach 2005 
entwickelte sich die Renaissance der Politik. Aus der Frage nach sozialer Gerech-
tigkeit wurde die Su che nach Sicherheit. Das Grundgefühl einer Risikokultur hat 
sich in alle Schichten ausgeweitet. Ein sozialpolitischer Sicherheitskonservatismus 
breitet sich aus, bei dem es sich primär um Wohlstandssicherung dreht, kombiniert 
mit einem bieder meierlichen Rückzug ins Private und einem Vertrauensvorschub 
gegenüber dem Staat. Die Konturen des Neuen überschatten das Superwahljahr 
2009. Wählen im Schatten der Großen Koalition und der Wirtschaftskrise erreicht 
eine Ei gengesetzlichkeit, die sich histori schen Analogien entzieht.
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